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(Stand 27.10.2014) 
 

3. Ergänzungsvereinbarung  
zum Konsortialvertrag vom 20.12.1994 

 
 
 

zwischen  

 

der Stadt Dortmund, 

Friedensplatz 3, 44122 Dortmund, 

 

- nachfolgend „Stadt Dortmund“ genannt -  

 

und 

 

der Dortmunder Stadtwerke AG, 

Deggingstraße 40, 44141 Dortmund, 

 

- nachfolgend „DSW21“ genannt -  

 

und  

 

der Dortmunder Energie- und Wasserversorgung GmbH, 

Ostwall 51, 44135 Dortmund 

 

- nachfolgend „DEW21“ genannt - 

 

und 

 

der RWE Deutschland AG, 

Kruppstraße 5, 45128 Essen, 

 

- nachfolgend auch „RWE D“ genannt -  

 

 

- nachfolgend einzeln auch „Vertragspartei“ und gemeinsam „Vertragsparteien“ genannt - 

 

 



Präambel 

 

 

Die Beteiligung der RWE D an der DEW21 ist gemäß § 19 des Gesellschaftsvertrages der 

DEW21 bis zum 31.12.2014 befristet. Mit Ablauf dieses Datums scheidet RWE D aus der 

DEW21 aus, es sei denn die Gesellschafter vereinbaren eine Verlängerung der Beteiligung 

von RWE D an DEW21. Die Vertragsparteien haben sich nunmehr verständigt, die 

Kooperation zwischen RWE D und DSW21 unbefristet auf Basis des als Anlage 1 

beigefügten Gesellschaftsvertrages fortzusetzen. Der Gesellschaftsvertrag soll in Kraft 

treten, sobald RWE D, DSW21 und die Stadt Dortmund Gesellschafter der DEW21 sind. Bei 

der Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages sind die Interessen der Arbeitnehmer an einer 

paritätischen Mitbestimmung und der Wunsch des Rates der Stadt Dortmund nach einer 

Übernahme der Grundsätze des Mitbestimmungsgesetzes im Rahmen des 

kommunalrechtlich Zulässigen berücksichtigt. Die Vertragsparteien streben eine werthaltige 

Weiterentwicklung der DEW21 an. In diesem Zusammenhang sollen auch die Organisations- 

und Unternehmensstrukturen von DEW21 an die geänderten regulatorischen und 

energiewirtschaftlichen Marktbedingungen angepasst werden. 

Die Verlängerung der Beteiligung der RWE D ist gemäß § 19 Abs. 1 des derzeitigen 

Gesellschaftsvertrags der DEW21 wie eine Neugründung der DEW21 zu behandeln. Aus 

diesem Grunde wurde die Entfristung der Beteiligung (unter Einschluss des Verkaufs von 

Anteilen) beim Bundeskartellamt am 17. September 2014 angemeldet. Das 

Bundeskartellamt hat am 17. Oktober 2014 mitgeteilt, dass das Vorhaben nicht die 

Untersagungsvoraussetzungen des § 36 Abs. 1 GWB erfüllt und daher vollzogen werden 

kann. 

 

§ 1 

Ausgangssituation 

 

Die sämtlichen Gesellschafter von DEW21, eingetragen beim Amtsgericht Dortmund unter 

HRB 11111, sind DSW21 mit einem Anteil von 53 % und die RWE Deutschland AG mit 

einem Anteil von 47 %. Alleinige Aktionärin von DSW21 ist die Stadt Dortmund. Die 

Vertragsparteien sind sich einig, dass RWE D eine Beteiligung in Höhe von 7,1 % an DSW21 

überträgt. Der Kaufpreis beträgt 70.148.000,00 Euro. Außerdem überträgt DSW21 eine 

Beteiligung in Höhe von 0,1 % zum Preis von 988.000,00 Euro an die Stadt Dortmund. Die 

Anteilsübertragungsverträge sollen unmittelbar nach Beurkundung dieses Vertrages 

geschlossen werden. DSW21 und RWE D stimmen gemäß § 20 des derzeit gültigen 

Gesellschaftsvertrages hiermit den Anteilsübertragungen zu. 



Die Kaufpreise basieren auf dem von KPMG ermittelten Unternehmenswert (988 Mio. Euro). 

Die Zahlung des Kaufpreises von DSW21 an RWE D soll zum 31.12.2014 erfolgen, jedoch 

nicht vor Eintritt aller aufschiebenden Bedingungen. 

Der Anteilsübergang soll jeweils mit wirtschaftlicher Wirkung zum 31.12.2014, 24:00 Uhr/ 

01.01.2015, 0:00 Uhr, erfolgen.  

 

 

§ 2 

Ergebnis der DEW21 

 

Gemeinsames Ziel der Vertragsparteien ist es, eine nachhaltige Ergebnisverbesserung der 

DEW21 auf mindestens 70 Mio. Euro pro Jahr vor Steuern zu erreichen, die sich in der 

zukünftigen Mittelfristplanung abbildet. Die nachhaltige Ergebnisverbesserung darf nicht 

einseitig durch zusätzliche Belastungen der Mitarbeiter/innen der DEW21 umgesetzt werden. 

Die Vergütung der Geschäftsführung soll ab dem Jahre 2015 an das Erreichen des 

Ergebnis- und Ausschüttungsziels gekoppelt werden. 

 

Der fixe Anteil der Ausgleichszahlung an RWE D aus dem Ergebnisabführungsvertrag 

zwischen DSW21 und DEW21 vom 03.12.2001 wird von 15,2 Mio. Euro/p.a. auf 11,5 Mio. 

Euro/p.a. durch eine Abänderung des Ergebnisabführungsvertrags mit Wirkung zum 

01.01.2015 abgesenkt, sobald eine verbindliche Auskunft des Finanzamts zu dieser 

Abänderung vorliegt. Für das Geschäftsjahr bis zum 31.12.2014 steht RWE D eine 

Ausgleichszahlung (fixer Anteil; variabler Anteil basierend auf 47 %) gemäß der derzeit 

gültigen Version des Ergebnisabführungsvertrages vom 03.12.2001 zu. 

 

§ 3 

Change of control 

 

Sollte ein Unternehmen, das nicht mit der RWE AG gem. § 15 ff. AktG verbunden ist, mehr 

als 50 % der Aktien an der RWE Deutschland AG übernehmen, sind sich die Vertragspartner 

bereits heute einig, dass dies ein Einziehungsgrund im Sinne des § 21 des neu zu fassenden 

Gesellschaftsvertrages der DEW21 ist, der analog zu §§ 21, 22 des neu zu fassenden 

Gesellschaftsvertrages zu behandeln ist. 

 

 

 

 



§ 4 

Entfristungsprämie 

 

DSW21 verzichtet auf ihr Recht, die Geschäftsanteile von RWE D zum Ablauf des 

31.12.2014 zu übernehmen, sobald der Anteilsübertragungsvertrag zwischen der RWE D 

und DSW21 entsprechend § 1 dieser Vereinbarung rechtswirksam abgeschlossen ist, die 

Entfristungsprämie gemäß § 4 Satz 2 dieser Vereinbarung gezahlt ist und der 

Ergebnisabführungsvertrag entsprechend § 2 dieser Vereinbarung nach der verbindlichen 

Auskunft des zuständigen Finanzamts geändert ist. RWE D ist bereit, für diesen 

Rechtsverzicht eine Prämie in Höhe von 19.760.000,00 Euro, entsprechend einem 

Gegenwert von 2 Prozentpunkten ihrer Beteiligung an DEW21, zzgl. gesetzlich geschuldeter 

Umsatzsteuer, soweit diese anfällt, an DSW21 zu zahlen. Die Zahlung wird zum 31.12.2014 

fällig, jedoch nicht vor Wirksamwerden dieses Vertrages sowie der Anteilskaufverträge 

gemäß § 1 und nicht vor Fälligkeit des von DSW21 zu entrichtenden Kaufpreises. Die 

Zahlung der Entfristungsprämie (netto, ohne Umsatzsteuer) wird mit der Kaufpreiszahlung 

von DSW21 verrechnet. Die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer wird nach Vorlage einer 

von DSW21 nach § 14 UStG ordnungsgemäß erstellten Rechnung unmittelbar an DSW21 

gezahlt. 

 

§ 5 

Aufsichtsratsvorsitzender / Präsidium 

 

Ziff. 13 Abs. 3 des Konsortialvertrages vom 21.12.1994 wird aufgehoben. Es wird vereinbart, 

dass die kommunalen Anteilseigner den Aufsichtsratsvorsitzenden zur Wahl aus der Mitte 

des Aufsichtsrates vorgeschlagen und die Vertragsparteien im Rahmen des rechtlich 

Möglichen darauf hinwirken, dass der Vorgeschlagene gewählt wird. Ferner wirken die 

Vertragsparteien darauf hin, dass neben dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates je ein von 

DSW21 und RWE D vorgeschlagenes Mitglied des Aufsichtsrates in das Präsidium des 

Aufsichtsrates gewählt werden. 

 

§ 6 

Arbeitsdirektor 

 

In Ergänzung zu Ziff. 12 Abs. 2 des Konsortialvertrages vom 21.12.1994 wird DSW21 der 

Gesellschafterversammlung bei einer Bestellung des Arbeitsdirektors nur solche Personen 

zum Arbeitsdirektor vorschlagen, die zuvor von den Aufsichtsratsmitgliedern der 



Arbeitnehmer, inklusive der Gewerkschaftsvertreter und des Vertreters der leitenden 

Angestellten, benannt wurden. 

 

§ 7 

Geschäftsführung 

 

Ziff. 12 Abs. 1 des Konsortialvertrags vom 21.12.1994 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Zu Geschäftsführern der DEW21 werden drei Personen bestellt. Die Geschäftsführung gibt 

sich eine Geschäftsordnung, die folgende Ressorts vorsieht:  

- Bezug, Vertrieb, kaufmännische Aufgaben 

- Technik - Zentrale Aufgaben, IT/Abrechnung, Regulierungsmanagement 

- Personal 

Es wird angestrebt, dem Bereich Technik auch die technischen Dienstleistungen und das 

Metering zuzuordnen.“ 

 

§ 8 

Verhältnis des Gesellschaftsvertrages der DEW21 zum Konsortialvertrag 

 

Sollten zwischen dem Gesellschaftsvertrag der DEW21 und dem Konsortialvertrag 

Widersprüche oder inhaltliche Abweichungen bestehen, gehen die Regelungen des 

Konsortialvertrages denen des Gesellschaftsvertrages vor. 

 

§ 9 

Laufzeit der Zweiten Ergänzungsvereinbarung zum Konsortialvertrag vom 20.12.1994 

vom 07.03.2007 

 

Die Vertragsparteien sind sich einig, dass die Zweite Ergänzungsvereinbarung zum 

Konsortialvertrag vom 20.12.1994 vom 28.02.2007 (Nr. 104 der Urkundenrolle des Notars  

Dr. Lutz Aderhold, Dortmund, aus dem Jahr 2007) solange fortbestehen soll, wie der 

Konsortialvertrag vom 20.12.1994 läuft. § 6 der zweiten Ergänzungsvereinbarung vom 

07.03.2007 wird aufgehoben. 

 

§ 10 

Laufzeit der Vereinbarung betreffend den Erwerb der STEAG Anteile vom 04.04.2011 

 



Die Vertragsparteien sind sich einig, dass die Vereinbarung betreffend den Erwerb der 

STEAG Anteile vom 04.04.2011 solange laufen soll, wie der Konsortialvertrag vom 

20.12.1994 läuft. 

 

 

§ 11 

Laufzeit des Konsortialvertrags 

 

Der Konsortialvertrag hat eine feste Laufzeit bis zum 31.12.2039. Er verlängert sich danach 

um jeweils weitere fünf Jahre, sofern er nicht jeweils 1 Jahr vor seinem Auslaufen ordentlich 

gekündigt worden ist. Er kann außerordentlich nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. 

Wird er ordentlich gekündigt, haben die verbleibenden Gesellschafter entsprechend ihrer 

Beteiligungsquote das Recht, die Anteile des kündigenden Gesellschafters zu den 

Konditionen gem. § 22 des Gesellschaftsvertrages der DEW21 zu erwerben. 

 

§ 12 

Wirksamwerden des Vertrages 

 

(1) Die Änderungen des Konsortialvertrags werden wirksam, sobald die folgenden 

Bedingungen erfüllt sind: 

Der Rat der Stadt Dortmund, der Aufsichtsrat von DSW21 und der Aufsichtsrat der 

RWE Deutschland AG haben dem Vorhaben zugestimmt. 

 
(2) Das Bundeskartellamt hat am 17. Oktober 2014 mitgeteilt, dass das Vorhaben 

(Entfristung der Beteiligung, Verkauf von Anteilen) nicht die 

Untersagungsvoraussetzungen des § 36 Abs. 1 GWB erfüllt und daher vollzogen 

werden kann. 

 
§ 13 

Schlussbestimmungen 

 

(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der notariellen 

Beurkundung. 

 

(2) Sollten Bestimmungen dieser Vereinbarung oder eine künftig in ihr aufgenommene 

Bestimmung ganz oder teilweise rechtsunwirksam oder undurchführbar sein oder ihre 

Rechtswirksamkeit oder Durchführbarkeit später verlieren, so wird dadurch die 

Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Das Gleiche gilt, soweit sich 



herausstellen sollte, dass die Vereinbarung eine Regelungslücke enthält. Anstelle der 

unwirksam oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll 

eine angemessene Regelung gelten, die, soweit rechtlich möglich, dem am nächsten 

kommt, was die Vertragsparteien gewollt hätten, wen sie bei Abschluss dieser 

Vereinbarung oder bei der späteren Aufnahme der Bestimmungen den Punkt bedacht 

hätten. 

 

(3) Gerichtsstand für Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung 

ist, soweit gesetzlich zulässig, Dortmund. 

 

 

 

 

…………..……………………………  …………..…………………………………............. 
Ort / Datum Stadt Dortmund  
 

 

 

…………..……………………………  …………..…………………………………............. 
Ort / Datum  Dortmunder Stadtwerke AG 
 

 

 

…………..……………………………  …………..…………………………………............. 
Ort / Datum  Dortmunder Energie- und  

Wasserversorgung GmbH 
 

 

 

…………..……………………………  …………..…………………………………............. 
Ort / Datum  RWE Deutschland AG 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1 



. . . 

 
20/1         02.10.2014 
F 2 22 01 
 
 
 

1. Hr. Krause/OB-Büro informierte 20/1 am 01.10.2014 telefonisch über die Bitte des OB, ein 
Schreiben an das MIK, Herrn Ministerialdirigenten Johannes Winkel zu verfassen bezüglich 
der Mitbestimmungsfragen im Zuge der Neuordnung der DEW21; Schreiben zur Unterschrift 
des OB. 
 

2. In dem Schreiben soll Bezug genommen werden auf die Ratsbeschlüssse vom 08.10.1992 und 
vom 26.09.2014.  
 

3. Schreiben an:  
 
Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Herrn Ministerialdirigent 
Johannes Winkel 
40190 Düsseldorf 
 
Dortmunder Energie- und Wasserversorgung GmbH DEW21 
hier:  Neufassung des Gesellschaftsvertrages 
  Sicherung der Mitbestimmungsrechte 
 
Sehr geehrter Herr Winkel, 
 
DEW21 ist das Versorgungsunternehmen der Stadt Dortmund auf den Gebieten Strom, Gas, Wasser 
und Fernwärme. Die Beteiligung der RWE Deutschland AG an DEW21 - mit gegenwärtig 47% des 
Stammkapitals - wurde aufgrund kartellrechtlicher Vorgaben im Jahre 1994 bis zum 31.12.2014 befris-
tet. Der Rat der Stadt Dortmund hat sich am 26. September 2013 mit großer Mehrheit dafür ausgespro-
chen, die Beteiligung von RWE an DEW21 fortzuführen (vgl. Anlage 1). Die Stadt Dortmund beab-
sichtigt nunmehr, gemeinsam mit den Dortmunder Stadtwerken (DSW21) sowie der RWE Deutsch-
land AG (im Folgenden RWE), die Beteiligungsverhältnisse bei DEW21 neu zu gestalten und wird in 
dem Zuge auch den Gesellschaftsvertrag neu fassen. Ab dem 01. Januar 2015 soll die Beteiligung der 
RWE an DEW21 39,9% des Stammkapitals betragen, die der DSW21 60% und die erstmals auch di-
rekte Beteiligung der Stadt Dortmund 0,1%. 
 
In der DEW wurden zum 01.01.1995 die Bereiche Gas, Wasser und Fernwärme der DSW AG sowie 
die Bereiche örtliche Stromversorgung und Fernwärme der VEW AG zusammengebracht. Der Grün-
dung der DEW21 waren langwierige Verhandlungen zwischen Stadt Dortmund, DSW und VEW vo-
rangegangen. Neben der langfristigen Sicherung der Daseinsvorsorge bestand ein wesentliches Interes-
se aller Beteiligten darin, auch die Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer in der neuen Gesellschaft 
fortzuführen. Sowohl DSW als auch VEW waren an das Mitbestimmungsgesetz 1976 gebunden und 
hatten bzw. haben bis heute paritätisch besetzte Aufsichtsräte. Der Rat der Stadt Dortmund hatte am 
08.10.1992 im Zuge der Beratungen zur Gründung der DEW unter anderem beschlossen: 
 
 



 

„Die Mitbestimmungsregelungen müssen in der derzeitigen Qualität auf Basis des Mitbestimmungsge-
setzes von 1976 unabhängig von der Beschäftigtenzahl des jeweiligen Unternehmens beibehalten wer-
den.“ (vgl. Anlage 2) 
Dem entsprechend sieht der Gesellschaftsvertrag der DEW21 in § 9 eine paritätische Besetzung des 
Aufsichtsrates vor, einschließlich der Vertreter von im Unternehmen vertretenen Gewerkschaften so-
wie eines Vertreters der leitenden Angestellten (vgl. Anlage 3). § 11 Abs. 1 regelt die Einrichtung ei-
nes Ausschusses, dem die in § 31 Abs. 3 S. 1 Mitbestimmungsgesetz bezeichnete Aufgabe übertragen 
wird. Analog wird in § 15 Abs. 1 geregelt, dass Bestellung und der Widerruf der Bestellung der Ge-
schäftsführung sich nach § 31 des Mitbestimmungsgesetzes richten. 
 
Am 26. September 2013 hat sich der Rat der Stadt Dortmund mehrheitlich dafür ausgesprochen, die 
Kompetenzen des Aufsichtsrates zu stärken. Insbesondere sollen die Zuständigkeiten des Aufsichtsra-
tes die Angelegenheiten der Geschäftsführung umfassen sowie die Mitbestimmung der Arbeitneh-
mer/innen weiterhin auf dem gegenwärtigen Niveau erhalten bleiben (vgl. Anlage 1, Niederschrift der 
Ratssitzung vom 26.09.2013, Antrag der SPD-Fraktion).  
 
Dieser eindeutige politische Wille des Rates der Stadt Dortmund sowie die Gestaltungsabsichten der 
Gründungsgesellschafter der DEW, die mit den damaligen rechtlichen Rahmenbedingungen  
- einschließlich der Gemeindeordnung - in Einklang standen, gehen nun prima facie nicht konform mit 
der aktuellen Regelung des § 108 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 lit. d) der Gemeindeordnung des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Ich muss gewiss nicht betonen, dass ein Beschneiden der bisher dem Aufsichtsrat 
zustehenden Kompetenzen insbesondere der Arbeitnehmerseite nur sehr schwer zu vermitteln ist. In 
der Folge muss ich befürchten, dass der Prozess der Neugestaltung der Anteilsverhältnisse bei DEW21 
Schaden nimmt. 
 
Vor diesem Hintergrund wäre ich Ihnen sehr verbunden, wenn Sie die Stadt Dortmund unterstützen 
würden in dem Bestreben, den politischen Willen des Rates der Stadt in Bezug auf die Sicherung der 
Arbeitnehmerrechte bei DEW21 umzusetzen und gemeinderechtskonform auszugestalten. Mit Blick 
auf die Historie der DEW21 könnte der Aspekt des Bestandsschutzes hier womöglich herangezogen 
werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Ullrich Sierau 
 
 
4. Erledigt ab:  
 
 
5. Zur Akte 
 
 




	Anlagen_14364-14.pdf
	1_Anlage_Beteiligungsstruktur_DEW21_2015.pdf
	2_Entwurf_ￄnderung_Gesellschaftsvertrag.pdf
	3_3. Erg￤nzungsvereinbarung Stand  27.10.pdf
	4_Verf￼g. SchreibenOB- MIK DEW_Gesellvertrag_141001.pdf
	5_Scan_Schr_MIK_Gesellschaftsvertrag.pdf


